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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 5 R 101/16 B 
 
L 2 R 191/15 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 1 R 182/13 (SG Mainz) 
 
 
 
…………………., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………, 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6. Juni 2016 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r    

und den Richter   K a r m a n s k i     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 25. Januar 2016 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 25.1.2016 hat es das LSG Rheinland-Pfalz abgelehnt, den Bescheid vom 

31.8.2012 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 6.3.2013 aufzuheben, mit dem die 

Beklagte die Große Witwenrente der Klägerin ua wegen anzurechnender Einkünfte aus 

Gewerbebetrieb "neu berechnet", eine Überzahlung iHv 12 111,80 Euro festgestellt und ihr ein 

entsprechendes Zahlungsgebot erteilt hatte. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin Beschwerde zum BSG 

eingelegt. In der Beschwerdebegründung macht sie die grundsätzliche Bedeutung der Rechts-

sache (1.) und Rechtsprechungsabweichungen (2.) geltend. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

- das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

- ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

1. Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage auf-

wirft, die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterli-

chen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, 

weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung 

des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 
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Die Klägerin hält die Fragen für grundsätzlich bedeutsam, 

a) "ob rentenrechtlich Einkommen aus Vermietung und Verpachtung überhaupt nicht heran-
zuziehen sind, da es keine unmittelbaren Arbeitseinkommen sind, unabhängig von der 
Frage, ob steuerrechtlich von einem Gewerbe auszugehen ist"? 

b) "ob generell Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung bei der Rentenberechnung nicht 
heranzuziehen sind, sondern nur Einkünfte, welche aus eigener Arbeitstätigkeit (sei diese 
selbständig oder nicht selbständig)"?  

 

Mit diesen Fragen hat sie die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache nicht dargetan. Denn 

sie lässt schon völlig offen, welche gesetzlichen Tatbestandsmerkmale welcher Vorschrift(en) 

des Bundesrechts (§ 162 SGG) mit Blick auf welche Bestimmung(en) ausgelegt und/oder an 

welchem höherrangigen Recht gemessen werden sollen, um die Rechtseinheit zu wahren oder 

das Recht fortzubilden. Darüber hinaus versäumt es die Beschwerdebegründung aufzuzeigen, 

dass sich die Fragen weder anhand des gesetzlichen Normtextes (zB § 97 Abs 1 S 1 SGB VI 

iVm § 18a Abs 1 S 1 Nr 1, Abs 2 S 1, Abs 2a Nr 2 SGB IV, §§ 15, 16 und 17 EStG bzw § 18a 

Abs 1 S 1 Nr 3, Abs 4 Nr 2 SGB IV iVm § 21 EStG) noch mit Hilfe höchstrichterlicher 

Rechtsprechung beantworten lassen und damit noch ungeklärt bzw weiterhin klärungsbedürftig 

sind. Die Klägerin behauptet noch nicht einmal, dass zu der angesprochenen Problematik keine 

höchstrichterliche Rechtsprechung existiert. Überdies fehlen ausreichende Darlegungen zur 

Klärungsfähigkeit. Hierzu hätte aufgezeigt werden müssen, dass gerade ausgehend von dem 

vom LSG für das Revisionsgericht verbindlich festgestellten Sachverhalt (§ 163 SGG) im künfti-

gen Revisionsverfahren notwendig über die aufgeworfenen Fragen zu entscheiden sein wird und 

an welcher konkreten Stelle der vorzunehmenden rechtlichen Prüfung dies jeweils zu gesche-

hen hätte. Die Klägerin schweigt bereits dazu, ob der Sachverhalt, den sie insbesondere unter 

Gliederungspunkt I. schildert, dem Berufungsgericht überhaupt zuzurechnen ist und ob ihre 

tatsächlichen Angaben ganz oder teilweise mit dem Sachverhalt übereinstimmen, den das LSG 

im angefochtenen Urteil festgestellt hat. Da jedenfalls die bloße Mitteilung eines ohne Her-

kunftsangabe in der Beschwerdebegründung selbst formulierten Sachverhalts nicht geeignet ist, 

die mangelnde Bezeichnung des vom Berufungsgericht festgestellten Sachverhalts zu kompen-

sieren und es andererseits nicht dem Beschwerdegericht obliegt, das angegriffene Urteil selbst 

nach einschlägigen Feststellungen zu durchsuchen, ist eine Beurteilung der potenziellen Ent-

scheidungsrelevanz der zitierten Fragen schon deshalb von vornherein ausgeschlossen. 

 

2. Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, wenn die tragenden abstrakten Rechts-

sätze, die zwei Entscheidungen zu Grunde gelegt worden sind, nicht übereinstimmen. Sie 

kommt nur dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abwei-

chung von einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des 

BVerfG aufgestellt hat. Eine Abweichung liegt folglich nicht schon dann vor, wenn die Entschei-

dung des LSG nicht den Kriterien entspricht, die BSG oder BVerfG aufgestellt haben, sondern 

erst, wenn das LSG diesen Kriterien widersprochen, also eigene rechtliche Maßstäbe entwickelt 

hat. Nicht die Unrichtigkeit der Entscheidung im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im 

Grundsätzlichen begründet die Zulassung der Revision wegen Abweichung. Darüber hinaus 
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verlangt der Zulassungsgrund der Divergenz, dass das angefochtene Urteil auf der Abweichung 

beruht. Bezogen auf die Darlegungspflicht bedeutet das vorstehend Gesagte, dass die 

Beschwerdebegründung erkennen lassen muss, welcher abstrakte Rechtssatz in der höchst-

richterlichen Entscheidung enthalten ist und welcher im Urteil des LSG enthaltene Rechtssatz 

dazu im Widerspruch steht; ferner muss aufgezeigt werden, dass auch das Revisionsgericht die 

oberstgerichtliche Rechtsprechung in einem künftigen Revisionsverfahren seiner Entscheidung 

zu Grunde zu legen haben wird (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). 

Diesen Darlegungserfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht ansatzweise gerecht.  

 

Die Klägerin rügt, das angefochtene Urteil weiche in mehrfacher Hinsicht von dem Urteil des 

BSG vom 20.12.2012 (B 10 LW 2/11 R) ab. Sie versäumt es jedoch bereits, aus der angefoch-

tenen und der herangezogenen Entscheidung tragende Rechtssätze herauszuarbeiten, sodass 

der erforderliche Rechtssatzvergleich von vornherein unmöglich ist. Im Übrigen setzt die 

Bezeichnung einer Abweichung iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG die Darlegung voraus, dass das 

LSG die höchstrichterliche Rechtsprechung infrage stellt, was nicht der Fall ist, wenn es eine 

höchstrichterliche Entscheidung in ihrer Tragweite für den entschiedenen Fall verkannt haben 

sollte (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 73 mwN). Unter diesen Umständen hätte die Klä-

gerin vertieft darauf eingehen müssen, warum es sich bei der behaupteten Abweichung des 

Berufungsgerichts nicht lediglich um eine falsche Rechtsanwendung im Einzelfall handelt, in der 

ein eigener Rechtssatz des Berufungsgerichts gerade nicht zum Ausdruck kommt (vgl im Ein-

zelnen BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 26 S 45). Selbst wenn das Berufungsgericht einen höchst-

richterlichen Rechtssatz missverstanden und deshalb das Recht fehlerhaft angewendet haben 

sollte, kann daraus nicht geschlossen werden, es habe einen divergierenden Rechtssatz aufge-

stellt.  

 

Schließlich hat die Klägerin auch nicht aufgezeigt, dass die Entscheidung des LSG auf der 

behaupteten Divergenz beruht. Die Beschwerdebegründung legt nicht dar, dass das BSG im 

herangezogenen Urteil auf der Grundlage des darin angeblich aufgestellten Rechtssatzes eine 

Fallkonstellation, die mit derjenigen der Klägerin vergleichbar ist, tragend anders entschieden 

hat als das LSG im angefochtenen Urteil. Dafür genügt es keinesfalls, isoliert einzelne Sätze der 

bundesgerichtlichen Entscheidung zu zitieren und - völlig losgelöst von ihrem Bezugsrah-

men - zu behaupten, es handele sich dabei um einen tragenden höchstrichterlichen Rechtssatz 

(Senatsbeschluss vom 13.2.2013 - B 5 R 398/12 B - BeckRS 2013, 66978 RdNr 8). Stattdessen 

ist der tatsächliche und rechtliche Kontext darzustellen, in dem die herangezogenen bundesge-

richtlichen Rechtssätze stehen (vgl hierzu zB BSG Beschluss vom 7.2.2007 - B 6 KA 

56/06 B - Juris = BeckRS 2007, 41946, RdNr 10 mwN). Zum Kontext der BSG-Entscheidung ist 

der Beschwerdebegründung aber schon deshalb nichts zu entnehmen, weil sie verschweigt, 

welchen Sachverhalt das BSG jeweils zu beurteilen hatte, sodass auch nicht deutlich wird, wel-

che rechtlichen Aussagen es wirklich getroffen hat und welche Aussagen auf einer Interpretation 

der Klägerin beruhen. Eine konkrete Sachverhaltsdarstellung auch der BSG-Entscheidung ge-
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hört aber zu den Mindestvoraussetzungen, um die Entscheidungserheblichkeit der Divergenzrü-

ge prüfen zu können. Denn eine die Rechtseinheit gefährdende Abweichung kann nur bei glei-

chem oder vergleichbarem Sachverhalt vorliegen, auf den dieselben Rechtsnormen anzuwen-

den sind. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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